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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
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über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Länderfinanzausgleichs- 
gesetzes 1958 und des Fünften Überleitungsgesetzes 

— Drucksache 2320 — 


A. Bericht des Abgeordneten Schlick 


Der vorliegende Gesetzentwurf wurde dem Fi- 
nanzausschuß in der 138. Plenarsitzung des Bundes- 
tages vom 18. Januar 1961 überwiesen und in der 
Sitzung des Ausschusses am 25. Januar 1961 ab- 
schließend behandelt. 

1. Der Gesetzentwurf zur Änderung des Länder- 
tinanzausglcichsgesetzes 1958 und des Fünften 
Überleitungsgesetzes enthält in den §§ 1 und 2 die 
Bestimmungen, die zur Anpassung des Länder- 
finanzausgleichsgesetzes an das Kalenderjahr als 
Rechnungsjahr notwendig sind. In § 2 des Gesetzes 
zur Anpassung des Rechnungsjahres an das Kalen- 
derjahr ist zwar vorgeschrieben, daß Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften im Sinne der Umstellung 
des Rechnungsjahres auf das Kalenderjahr anzu- 
wenden sind. Diese Bestimmung reicht aber für 
eine zweifelsfreie Anwendung des Länderfinanz- 
ausgleichsgesetzes auf das Kalenderjahr als Aus- 
gleichsjahr nicht aus, weil im Länderfinanzausgleich 
für die Ermittlung der Steuereinnahmen bestimmte 
Zeiträume und für die Ermittlung der Einwohner- 
zahl bestimmte Stichtage vorgeschrieben sind, die 
dem Kalenderjahr als Ausgleichsjahr im einzelnen 
angepaßt werden müssen. 

§ 1 des Entwurfs enthält alle Änderungen, die für 
die Anwendung des Finanzausgleichsgesetzes ab 
1. Januar 1961 notwendig sind. 

§ 2 des Entwurfs enthält die Vorschriften, die 
für die Durchführung des Länderfinanzausgleichs 
in dem verkürzten Rechnungsjahr 1960, also vom 
1. April bis 31. Dezember 1960 erforderlich sind, i 

Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme zu ■ 
§ 1 des Entwurfs auf Antrag der Regierung des ! 
Saarlandes vorgeschlagen, in § 1 eine neue Nr. 1 j 
einzufügen, die den § 4 Abs. 2 Satz 2 des Länder- ! 


finanzausgleichsgesetzes ändert, ln § 4 Abs. 2 des 
geltenden Rechts ist vorgeschrieben, daß bestimmte 
Leistungen der Länder an den Lastenausgleich im 
Länderfinanzausgleich angerechnet werden. Die 
vom Bundesrat vorgeschlagene Änderung soll be- 
wirken, daß das Saarland im Länderfinanzausgleich 
bei der Anrechnung seiner Leistungen an den 
Lastenausgleich den anderen Ländern formal 
gleichgestellt wird, daß also die andere Lasten- 
verteilung zwischen dem Bund und dem Saarland 
bei der Durchführung des Lastenausgleichs im Län- 
derfinanzausgleich nicht zu Lasten des Saarlandes 
in Rechnung gestellt wird. Der Finanzausschuß 
empfiehlt, die §§ 1 und 2 mit der vom Bundesrat 
zu § 1 empfohlenen Ergänzung anzunehmen. 

2. In § 3 des vorliegenden Gesetzentwurfs ist 
eine Änderung des Fünften Überleitungsgesetzes 
vorgesehen, die gleichfalls der Anpassung dieses 
Gesetzes an das Kalenderjahr als Rechnungsjahr 
dient. In dem Fünften Überleitungsgesetz, das die 
Überleitung von Lasten und Deckungsmitteln vom 
Saarland auf den Bund regelt, sind in diesem Zu- 
sammenhang 3 Vorschriften von Bedeutung: 

a) die Teilnahme des Saarlandes an der Lastenver- 
teilung nach § 172 des Bundesentschädigungsge- 
setzes ab 1. April 1961 (vgl. § 6 des Gesetzes); 

b) der Wegfall der Finanzhilfe des Bundes an das 
Saarland vom Rechnungsjahr 1961 an (vgl. § 9 
Abs. 3 des Gesetzes) und 

c) die Teilnahme des Saarlandes am Länderfinanz- 
ausgleich vom Rechnungsjahr 1961 an (vgl. § 9 
Abs. 4 des Gesetzes). 

Der vorliegende Gesetzentwurf bringt in § 3 eine 
Änderung des § 6 des Fünften Überleitungsgesetzes 
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in dem Sinne, daß die Sonderlastenverteilung zwi- j 
sehen dem Bund und dem Saarland bei der Durch- , 
führung des Bundesentschädigungsgesetzes nicht | 
mit dem 31. März 1961, sondern mit dem 31. De- 
zember 1960 endet und daß die Teilnahme des Saar- 
landes an der Lastenverteilung nach § 172 des Bun- 
desentschädigungsgesetzes nicht mit dem 1. April 
1961, sondern mit dem 1. Januar 1961 beginnt. Der 
Finanzausschuß empfiehlt, den § 3 in der Fassung 
des Gesetzentwurfs anzunehmen. 

3. Der Bundesrat hat im ersten Durchgang emp- 
fohlen, dem vorliegenden Gesetzentwurf einen 
neuen § 3 einzufügen, nach dem der Bund den Län- 
dern für die Zeit vom 1 . Januar bis 31 . März 1961 die 
Beiträge erstattet, mit denen sie durch die Teilnahme 
des Saarlandes am Länderfinanzausgleich belastet 
werden. Zur Begründung weist der Bundesrat dar- 
auf hin, daß die Umstellung des Rechnungsjahres 
auf das Kalenderjahr keine materielle Änderung 
in der Lastenverteilung zwischen Bund und Ländern 
bewirken sollte, während tatsächlich der Wegfall 
der Finanzhilfe des Bundes und die Einbeziehung 
des Saarlandes in den Länderfinanzausgleich durch 
diese Umstellung zum 1. Januar 1961 statt zum 
1. April 1961 wirksam wird. 

Die Bundesregierung hat in ihrer Stellungnahme 
die Einfügung dieses § 3 als Sondervorschrift des 
Länderfinanzausgleichs für 1961 aus verfassungs- 
rechtlichen und finanzpolitischen Gründen abge- 
lehnt. Sie weist insbesondere darauf hin, daß die 
vom Bundesrat vorgesehenen Erstattungen an alle, | 
d. h. auch an die finanzstarken Länder mit Arti- ; 
kel 107 Abs. 2 GG nicht vereinbar sind und daß 


auch der Zeitpunkt für die Einbeziehung des Saar- 
landes in den Länderfinanzausgleich aus verfas- 
sungsrechtlichen Gründen nicht auf den 1. April 1961 
hinausgeschoben werden kann, nachdem die Vor- 
aussetzungen für die Einbeziehung des Saarlandes 
in den Länderfinanzausgleich bereits ab 1. Januar 
1961 erfüllt sind. 

Die Aussprache des Finanzausschusses zu diesem 
Punkt hat ergeben, daß einzelne Ausschußmitglie- 
der der Auffassung der Bundesregierung nicht 
glaubten folgen zu können, die vom Bundesrat vor- 
gesehene Erstattungszahlung des Bundes sei ver- 
fassungsrechtlich unzulässig. Der Finanzausschuß 
beschloß, aber mit großer Mehrheit, die vom Bun- 
desrat vorgeschlagene Einfügung eines § 3 in den 
Gesetzentwurf abzulehnen. Einmal ist die verfas- 
sungsrechtliche Zulässigkeit dieser Vorschrift um- 
stritten. Außerdem ist die Belastung, die den Län- 
dern aus der Teilnahme des Saarlandes am Län- 
derfinanzausgleich in der Zeit vom 1. Januar bis 
31. März 1961 erwächst, verhältnismäßig gering. 
Schließlich ist festzustellen, daß der andere Aus- 
weg, nämlich die Teilnahme des Saarlandes am Län- 
derfinanzausgleich, auf den 1. April 1961 hinaus- 
zuschieben, für 1961 eine verhältnismäßig sehr 
komplizierte Ausgleichsregelung notwendig machen 
würde. 

4. Die §§ 4 bis 6 des Gesetzentwurfs, die eine 
Ermächtigung zur Bekanntmachung des neuen Wort- 
lauts des Länderfinanzausgleichsgesetzes, ferner die 
übliche Berlin-Klausel und das Inkrafttreten des 
Gesetzes enthalten, empfiehlt der Finanzausschuß 
ebenfalls anzunehmen. 


Bonn, den 3. Februar 1961 

Schlick 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2320 — mit der 
Maßgabe, daß in § 1 folgende Nummer „vor 1.“ 
eingefügt wird: 

,vor 1. In § 4 Abs. 2 erhält Satz 2 folgende Fassung: 
„Von den Einnahmen des Saarlandes aus 
der Vermögensteuer wird der Hundertsatz 
abgesetzt, um den die Vermögensteuerein- 
nahmen der anderen Länder nach Satz 1 ge- 
kürzt werden." ’, 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzuneh- 
men. 


Bonn, den 3. Februar 1961 

Der Finanzausschuß 

Neuburger Schlick 

Vorsitzender Berichterstatter 
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